
  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Kurztitel 

Privatstiftungsgesetz 

Kundmachungsorgan 

BGBl. Nr. 694/1993 

§/Artikel/Anlage 

Art. 1 § 22 

Inkrafttretensdatum 

01.09.1993 

Text 

Aufsichtsrat 

§ 22. (1) Ein Aufsichtsrat ist zu bestellen, wenn 

 1. die Anzahl der Arbeitnehmer der Privatstiftung dreihundert übersteigt oder 

 2. die Privatstiftung inländische Kapitalgesellschaften oder inländische Genossenschaften 
einheitlich leitet (§ 15 Abs. 1 Aktiengesetz 1965) oder auf Grund einer unmittelbaren Beteiligung 
von mehr als 50 Prozent beherrscht und in beiden Fällen die Anzahl der Arbeitnehmer dieser 
Gesellschaften beziehungsweise Genossenschaften im Durchschnitt dreihundert übersteigt und 
sich die Tätigkeit der Privatstiftung nicht nur auf die Verwaltung von Unternehmensanteilen der 
beherrschten Unternehmen beschränkt. 

(2) Der jeweilige Durchschnitt der Arbeitnehmeranzahl bestimmt sich nach den 
Arbeitnehmeranzahlen an den jeweiligen Monatsletzten innerhalb des vorangegangenen Kalenderjahres. 

(3) Der Stiftungsvorstand hat im Fall des Abs. 1 nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen jeweils 
zum 1. Jänner den Durchschnitt der Arbeitnehmeranzahl der im vorangegangenen Jahr beschäftigten 
Arbeitnehmer festzustellen. Übersteigt die Durchschnittszahl dreihundert, so hat er dies dem Gericht 
mitzuteilen; die nächste Feststellung der Arbeitnehmeranzahl ist jeweils drei Jahre nach dem im ersten 
Satz genannten Stichtag zum 1. Jänner durchzuführen. Eine Änderung der Arbeitnehmeranzahl innerhalb 
der jeweiligen drei Jahre ist auf die Notwendigkeit des Vorhandenseins eines Aufsichtsrats ohne Einfluß. 
Wird bei einer der Feststellungen ermittelt, daß die Durchschnittszahl dreihundert nicht übersteigt, so ist 
die nächste Feststellung jeweils zum 1. Jänner der folgenden Jahre bis zur Feststellung der 
Überschreitung der Zahl dreihundert zu wiederholen. Die vertretungsbefugten Organe der in Abs. 1 Z 2 
genannten Gesellschaften bzw. Genossenschaften haben dem Stiftungsvorstand auf dessen Verlangen die 
für die Feststellung erforderlichen Auskünfte rechtzeitig zu erteilen. 

(4) § 110 ArbVG gilt für Privatstiftungen sinngemäß wie für Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung. 


